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45GemeindenwollenGeldzurück
Alleine die Stadt Zürich verlangt vomKanton eine Viertelmillion Franken für zu viel bezahlteHeimkosten.

SvenHoti

Die Gemeinden im Kanton
Zürich haben jahrzehntelang zu
viel Geld an die Unterbringung
vonKindernund Jugendlichen in
Heimen bezahlt. Das haben das
Verwaltungs- unddasBundesge-
richt in entsprechendenUrteilen
zwischen 2015 und 2021 fest-
gestellt.Damit eröffnete sich für
sämtliche 160 Gemeinden die
Möglichkeit, ihren Teil des Ku-
chens zurückzuverlangen.

Per Ende September dieses
Jahres haben dies insgesamt
45 Gemeinden getan, wie die
kantonaleBildungsdirektionauf
Anfragemitteilt.Wie viel bisher
zurückverlangt wurde und wel-
che Gemeinden entsprechende
Rückforderungsanträge gestellt
haben, möchte der Kanton mit
Verweis aufdas laufendeVerfah-
ren nicht sagen.

Klar ist aber bereits jetzt,
dass das Ganze für den Kanton
einekostspieligeAktionwerden
wird.DieStadtZürichbeispiels-
weise schätzt den Betrag,
den der Kanton ihr schuldet,
auf 250 Millionen Franken.
«Das entsprechende Rückfor-
derungsverfahren läuft aktu-
ell», heisst es beim städtischen
Sozialdepartement.

GemeindenhabenZeit
bisEndeMärz
Für kleinere Gemeinden wird
der Kanton tendenziell weniger
bezahlen müssen, hochgerech-
net auf alleGemeindendürfte es
für den Kanton aber dennoch
teuer werden. Kantonsrat Jörg
Kündig (FDP),PräsidentdesVer-
bands der Gemeindepräsidien,
rechnetmit einer totalenSumme
von500bis600MillionenFran-
ken, wie er sagt. Bisher hätten
sich vor allem kleinere Gemein-
denbeimKantongemeldet, «die
grossen Gemeinden kommen
erst noch». Die Gemeinden ha-
ben bis am 31. März 2024 Zeit,
Geld zurückzufordern. Dann

läuft die vereinbarte Verjäh-
rungsfrist ab.

Viele Gemeinden seien in
der letzten Phase der Aufarbei-
tung, sagt Kündig. Der Prozess
sei aufwendig und komplex.
So hätten manche dafür extra
externe Berater oder zusätzli-
chesPersonal anstellenmüssen.
Zudem werde jede Forderung
von über einer Million Franken
zusätzlich von der Regierung
geprüft. Darüber hinaus sei die
Frage, wie die Beträge nun ver-
bucht werden, auch finanzpoli-
tisch heikel. Schliesslich sei das
Resultat ein separater Vertrag
für jedeGemeinde.Diesermüs-
se jeweils mit dem Kanton ver-
handelt werden. Kündig: «Der
ganze Prozess bedingt eine
saubere Vorarbeit. Diese
braucht Zeit undRessourcen.»

«Esgehtum
zuvielGeld»
Für den Kanton bedeuten
die Rückforderungen nicht nur
finanziellen, sondern auch per-
sonellenAufwand. Laut derBil-
dungsdirektion wurden dafür
beim Amt für Jugend und Be-
rufsberatung 3,9 zusätzliche
Stellen geschaffen. Allerdings
handelt es sich dabei um eine
temporäre Massnahme. Die
Stellenmüssen spätestens 2026
wieder aufgelöst werden. Der
Kanton beziffert die Kosten
dafür auf rund 1,4 Millionen
Franken.Dasentsprichtmonat-
lich rund 6000 Franken pro
Stelle gerechnet ab 2022 – oder
7500Franken ab 2023.

«Uns ist bewusst, dassdiese
Rückforderungen administrati-
venAufwandunddamitKosten
auslösen», betont Kündig. Die
Gemeinden hätten durch das
Ganze aber ebenfalls Mehrkos-
ten. «Es geht aber um zu viel
Geld, als dass wir das nicht in
Kauf nehmenwollten.»

BeidenvondenGemeinden
zuviel bezahltenBeiträgenhan-
delt es sichumdie sogenannten

Versorgertaxen, Geld, das El-
tern zahlen müssen, wenn ihre
Kinder in ein Heim kommen.
Viele Eltern können sich diese
Kosten nicht leisten. Jahrzehn-
telang sinddeshalbdieGemein-
den für sie eingesprungen.Dies
auf Basis der alten Jugend-
heimgesetzgebung von 1962.
Bundes- und Verwaltungsge-
richt rügten jüngst aber diese
jahrzehntelange Praxis und
verpflichteten den Kanton zur
Bezahlung der Beträge: Die
Gemeinden dürfen diejenigen
Beträge zurückfordern, die sie
währendder zehn Jahrevordem
Urteil zu viel bezahlt hatten.

NeuesSystemkommt
Gemeinden teuerzustehen
Mit dem am 1. Januar 2022 in
Kraft getretenen Kinder- und
Jugendheimgesetz wurde das
System der Versorgertaxen ab-
geschafft. Seither zahlen die

Gemeinden insgesamt 60 Pro-
zent an die Heimkosten. Diese
werden je nach Bevölkerungs-
grösse auf die Gemeinden ver-
teilt. Der Kanton übernimmt
40 Prozent der Gesamtkosten.
Das neue System soll mehr
Ausgleich schaffen, indemnicht
mehr jedeGemeindeeinzeln für
die bei ihr entstehendenHeim-
kosten aufkommt, sondern die
Gemeinden solidarisch je nach
Bevölkerungsgrösse.

Das neue System steht
bereits in der Kritik. Wie der
Zürcher Regierungsrat auf eine
AnfragevonKantonsrätinBetti-
na Balmer (FDP, Zürich) ein-
räumte, sind die Heimkosten
seit der Einführung des neuen
Gesetzes stärker gestiegen als
erwartet, nämlich von den ur-
sprünglichveranschlagten87.50
Franken pro Kopf auf 105 Fran-
ken abnächstem Jahr.Die Stadt
Uster rechnet für das Jahr 2023

mit Mehrkosten von rund
600000 Franken. Der Regie-
rungsrat begründetdenAnstieg
mit einer erhöhter Nachfrage
nach entsprechenden Angebo-
ten seit der Coronapandemie.

«Uns macht diese Entwick-
lung Sorgen», sagt Kündig vom
Verband der Gemeindepräsi-
dien. «Es stellt sich die Frage,
obdasGesamtkostenmodell das
richtige ist.»Deshalbwerdenun
zusammenmitdenGemeinden,
demKantonunddenLeistungs-
erbringernMassnahmen evalu-
iert, um diesem Kostenanstieg
entgegenzuwirken. Mit der Bil-
dungsdirektion bestehe eine
eigeneTaskforce.Zunächst gel-
te es aber, die Entwicklung
während der nächsten andert-
halb Jahreabzuwarten.«Ändert
sich nichts, müssen wir über
die Bücher, je nachdem auch
beim Modell oder dem Verteil-
schlüssel.»

SowerdendieYB-Ultrasnach
demKrawall inZürichbestraft
Nach demSpiel zwischenGCundYB haben Berner Ultras Busscheiben
eingeschlagen und einenChauffeurmit demTod bedroht.

Nach den massiven Sachbe-
schädigungen durch Anhänger
der Berner Young Boys nach
dem GC-Spiel in Zürich hat
die Bewilligungsbehörde jetzt
beschlossen, beim nächsten
Aufeinandertreffen der beiden
Mannschaften in Bern den
Heimsektor zu schliessen.

Busfahrerwurdemit
demTodbedroht
Das nächste Spiel der beiden
Mannschaften findet am20. Ja-
nuar 2024 statt, schreibt die
Konferenz der kantonalen Jus-
tiz- und Polizeidirektorinnen
und -direktoren (KKJPD) am
Dienstag in einer Mitteilung.
DasBildderZerstörungamver-
gangenenSamstag inZürichwar

gross: Mehrere Busscheiben
wurdeneingeschlagen.Undwie
nunbekanntwird,wurdegar ein
BusfahrermitdemTodbedroht.
AucheinebengalischeFackel sei
auf Sicherheitsleute geworfen
worden.

YB-Heimsektor im
Januargesperrt
Wie bereits in den vergangenen
Monaten mehrfach klargestellt,
«duldendieBewilligungsbehör-
den gewalttätiges Verhalten im
Umfeld von Sportveranstaltun-
gen nicht». Die massiven Sach-
beschädigungen,dieDrohungen
gegen Behördenmitarbeitende
und Sicherheitskräfte sowie die
weiteren Gewaltvorfälle eines
TeilsderYB-Fansseien inakzep-

tabel. Diese ziehen deshalb
direkte negative Folgen für
dieAnhängerschaft vonYBnach
sich:DieBewilligungsbehörden
haben beschlossen, beim Spiel
vonYBgegenGCvom20. Janu-
ar 2024 den YB-Fansektor zu
schliessen.

Man appelliere weiterhin
an alle Fussballfans, sich vor,
während und nach den Spielen
ihrer Teams friedlich zu verhal-
ten und den Anweisungen der
Sicherheitsbehörden zu folgen.
Ausschreitungen, Sachbeschä-
digungen und Randale hätten
bei Sportereignissen nichts
zu suchenundwürdennegative
Konsequenzen für die fehlbare
Anhängerschaft haben, so die
KKJPD. (chm)

Verschiedene Gerichtsurteile werden dem Kanton Zürich zum Verhängnis: Die Gemeinden bezahlten
jahrzehntelang zu viel an die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in Heimen. Bild: Keystone

Zeuge des Berner Krawalls: Dieser Bus muss jetzt erst einmal in die
Reparatur. Bild: Stadtpolizei Zürich

Fussballclub
wirft Spieler raus
Zürich DerFCZürich-Affoltern
zieht nach der abgebrochenen
Partie Anfang September Kon-
sequenzen.«Alle älterenSpieler
der betroffenen Mannschaft
sind nicht mehr bei uns», sagt
Vereinspräsident Martin Mark-
walder auf Anfrage. Es handle
sich um zehn bis zwölf Spieler.
«Wir räumen auf und ziehen
einen Schlussstrich.»

Drei Spieler waren vom
Fussballverband der Region
Zürich (FVRZ) provisorisch für
zwei Monate gesperrt worden,
weil sie den Schiedsrichter tät-
lichangegangenhaben.Weitere
drei Spielerwurdenwegen roter
Karten während des Spiels für
einige Spiele suspendiert.

Die Tätlichkeiten ereigne-
ten sicham10. Septemberwäh-
rend eines 5.-Liga-Spiels gegen
die dritte Mannschaft von GC.
Nach Abbruch der Partie muss-
tendieGC-SpielerunterPolizei-
schutz zur Kabine begleitet
werden.

Die Verfahren gegen die
einzelnen Spieler sind noch im
Gange. Eine Rückkehr in die
zweite Mannschaft des FCA
werde es für sie aber nicht ge-
ben, so Markwalder. Mit dem
hartenDurchgreifenwolleman
nach den Schlagzeilen der letz-
ten Wochen auch den Verein
schützen.

FCAffolternwehrt sich
gegenGeldstrafe
AmMontagabendhabederVor-
stand den Entscheid gefällt,
dass die älteren Spieler der
zweiten Mannschaft keinen
Platz mehr im Club hätten. Am
Dienstagmorgen seien die be-
troffenen Spieler informiert
worden.

Spieler im Juniorenalter
bleiben im Verein. Das Team
werde nun mit Junioren aufge-
füllt, damit man den Spielbe-
trieb aufrechterhalten kann.
Markwalder hofft, eine Mann-
schaft aufstellen zu können.

Der FVRZ hat laut Mark-
waldernebendenSpielernauch
den Verein bestraft. Gegen die
verhängte Geldstrafe werde
manEinspracheerheben, soder
Vereinspräsident. Wie hoch
die Geldstrafe ist, will er nicht
sagen. Eine entsprechende An-
frage beim FVRZ ist hängig.
Die Strafen gegen die Spieler
werdeman nicht anfechten.

Die anstehende Partie der
zweiten Mannschaft am kom-
mendenSonntagwill derFCZü-
rich-Affoltern verschieben. Die
deutlich verjüngte Mannschaft
soll erst später wieder ins Spiel-
geschehen eingreifen. (chm)
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